
 
Dringlicher Entschließungsantrag  
der Fraktionen der CDU und der FDP  
betreffend Revision sorgt für Rechtssicherheit, 
Rechtsklarheit und Rechtsfrieden 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Hessische Landtag bekennt sich zum Ausbau des Frankfurter 

Flughafens und zum Mediationsergebnis. Das Mediationsergebnis 
schließt auch das Nachtflugverbot ein. 

 
2. Aus Sicht des Landtages war ein absolutes Nachtflugverbot aufgrund 

einer Änderung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
rechtlich bislang leider nicht durchsetzbar.  

 
3. Der Landtag bekräftigt daher erneut die in seiner Entschließung vom 

22. Dezember 2009 (Drucks. 18/1740) zum Ausdruck kommende 
Auffassung, dass die Einlegung der Revision "zur Klärung grundle-
gender rechtlicher Fragen ohne Alternative" sowie "wegen grundle-
gender Bedeutung der Rechtssache" geboten war und ist. Die Revisi-
on gegen das Urteil des VGH Kassel ist zwingend erforderlich, um 
Rechtsfrieden und Rechtssicherheit zu schaffen. Wer jetzt die Revisi-
on zurückzieht, löst nichts, sondern verlängert den Zeitraum bis zu 
einer rechtssicheren Entscheidung.  

 
4. Der Landtag betont seine Entschlossenheit, das Mediationsergebnis 

und damit ein absolutes Nachtflugverbot umzusetzen, sollte das Bun-
desverwaltungsgericht entscheiden, dass dies rechtlich möglich ist. 

 
5. Der Landtag unterstützt die Landesregierung in ihrem Bestreben, alle 

denkbaren Möglichkeiten auszunutzen, um eine spürbare Minderung 
der Lärmbelastung für die Menschen rund um den Tag zu erreichen. 

 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
Wiesbaden, 13. Dezember 2011 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Fraktionsvorsitzende: 
Dr. Wagner (Lahntal) Rentsch 
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 13. 12. 2011 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 

18. Wahlperiode 
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